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Einleitung 

Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zustän­
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil­
und Handelssachen vom 22.12.2000 (EuGVV0)1 ist ein Schritt auf dem Weg 
zu einem einheitlichen europäischen Justizraum2• Die Verordnung ist gemäß 
Art. 76 EuGVVO flir die EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dänemarks3 am 
01.03.2002 in Kraft getreten. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar 
in den Mitgliedstaaten. Sie ersetzt von diesem Zeitpunkt an innerhalb der be­
troffenen EU-Mitgliedstaaten das Brüsseler Übereinkommen über die gerichtli­
che Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil­

und Handelssachen vom 27.09.1968 (EuGVÜ)4 in der Fassw1g des letzten Bei­
trittsübereinkommens5. Für die 10 neuen osteuropäischen Beitrittsstaaten ein­

schließlich Malta und Zypern gilt die Verordnung ab deren Beitritt zur EU, dem 
01.05.2004. Mit Wirkung vom 27.04.2006 ist die EuGVVO auf Dänemark aus­
gedehnt worden6 . 

Ziel der Arbeit ist es, das Zusammenspiel von EuGVVO und nationalem 
Verfahrensrecht zu untersuchen. Der Rat der Europäischen Union sieht in den 
Unterschieden zwischen bestimmten einzelstaatlichen Vorschriften über die ge­
richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung von Entscheidungen eine Er­
schwernis für das reibungslose Funktionieren des Birmenmarkts. Aus seiner 
Sicht ist es daher unerlässlich, Bestimmungen zu erlassen, um die Vorschriften 
über die internationale Zuständigkeit in Zivil- und Handelssachen zu vereinheit­
lichen7. Allein mit der Bestimmung der internationalen Zuständigkeit weiß der 

1 ABI. EG 2001 Nr. L 12, S. 1fT. 
2 Vgl. zur Einflihrung der VO 

IPRax 2002, 75ff. 
auch Geimer, IPRax 2002, 69ff; Wagner, 

3 V gl. Erwägungsgründe (21) und (22). 
4 ABI. EG 1972 Nr. L 299, S. 32ff; BGBI. 1972 II 774. 
5 Viertes EuGVÜ-Beitrittsübereinkommen vom 29.11.1996, ABI. EG 1997, 

Nr. C 15, S. 1ff; BGB!. 1998 IT 1411; zu den Auswirkungen der Vergemeinschaftung 
des EuGVÜ vgl. Kahler. FS Gcimer, S. 461ff. 

6 Vgl. Beschluss des Rates vom 27.04.2006 über den Abschluss des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Dänemark über die ge­
richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen ("006/325/EG), ABI. EG 2006 Nr. L 120, S. 22. 

7 V gl. Erwägungsgrund (2) der EuGVVO. 



16 Einleitung 

Kläger jedoch noch nicht, welches Gericht konkret für seine Klage zuständig 
ist. Bestimmungen über die internationale Zuständigkeit müssen daher notwen­
digerweise durch weitere Vorschriften in Bezug auf Zuständigkeit des Gerichts 
sowie Zulässigkeit der Klage ergänzt werden, damit ein Kläger ein Gericht um 
Sachentscheidung in seinem Rechtsstreit bemühen kann. Als Quelle für derarti­
ge die EuGVVO ergänzende Vorschriften kommen grundsätzlich nur die natio­
nalen Rechte in Betracht, soweit das Verfahrensrecht betroffen ist in der Regel 
die lex fori. 

Die Untersuchung soll sich im Folgenden auf den Bereich der Zuständigkeit 
beschränken wie er im Gerichtsstand des Sachzusammenhangs in Art. 6 Nr. 1 
bis 4 EuGVVO zum Ausdruck kommt. Dabei soll untersucht werden, welche 
Bereiche von der EuGVVO geregelt werden und welche vom nationalen Recht; 
dadurch ergibt sich auch ein Bild, wie weit die Regelungen durch die EuGVVO 
tatsächlich reichen. 

Entsprechend der vier Ziffern des Art. 6 EuGVVO gliedert sich die Arbeit in 
vier Kapitel sowie eine Zusammenfassung der Ergebnisse. Kapitel l behandelt 
den Mehrparteiengerichtsstand. Im Abschnitt über die Zuständigkeit nimmt da­
bei die Drittstaatenproblematik besonderen Raum ein, der Abschnitt über die 
Zulässigkeit hat seinen Schwerpunkt auf dem Erfordernis der Konnexität. Kapi­
tel 2 beschäftigt sich mit dem Gerichtsstand der Gewährleistungs- und Interven­
tionsklage. Größeren Raum nehmen hier mögliche Schranken der Zuständigkeit 
ein. Die Sonderregelung für Deutschland und ästeneich wird separat aufgegrif­
fen. Kapitel 3 befasst sich mit dem Gerichtsstand der Widerklage. Wieder 
nimmt das Konnexitätserfordemis besonderen Raum ein. Die Prozessaufrech­
nung wird in Abgrenzung zur Widerklage gesondert behandelt. Kapitel 4 wid­
met sich dem dinglichen Gerichtsstand des Sachzusammenhangs. Die Begriffs­
bestimmung ist hier von größerem Interesse. Schließlich folgt eine Zusammen­
fassung der wichtigsten Ergebnisse. 



Kapitell 

Gerichtsstand der Streitgenossenschaft, 
Art. 6 Nr. 1 EuGVVO 

I. Überblick 

Die EuGVVO stellt in Art. 6 Nr. 1 einen Mehrparteiengerichtsstand zur Ver­
fugung. Danach kann eine Person, die ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet ei­
nes Vertragsstaates hat, wenn mehrere Personen verklagt werden, vor dem Ge­
richt verklagt werden, in dessen Bezirk einer der Beklagten seinen Wohnsitz 
hat. Häufig wird dieser Gerichtsstand auch als Gerichtsstand der Streitgenos­
senschaft bezeichnet. 

Auch dem autonomen deutschen Recht ist der Gerichtsstand der Streitgenos­
senschaft nicht völlig fremd. Es kennt ihn allerdings gegenwärtig nur fur Son­
derfalle. 

So gewährt§ 35a ZPO fur Unterhaltsklagen des (volljährigen)8 Kindes gegen 
seine Eltern einen Gerichtsstand der Streitgenossenschaft: Das Kind kann die 
Klage, durch die beide Eltern auf Erfullung der Unterhaltspflicht in Anspruch 
genommen werden, vor dem Gericht erheben, bei dem der Vater oder die Mut­
ter einen Gerichtsstand hat. Dieser Gerichtsstand wurde durch das Gleichbe­
rechtigungsgesetz9 geschaffen, da dieses gleichzeitig den vom Wohnsitz des 
Ehemannes abgeleiteten Wohnsitz der Ehefrau in§ 10 BGB und damit den Ge­
richtsstand der Ehefrau abschaffte. § 35a ZPO regelt sowohl die örtliche wie die 
internationale Zuständigkeit10. 

8 Vgl. Musielak/Heinrich, Kommentar zur ZPO, 4. Auflage 2005, § 35a, Rdnr. 2; 
Zöller/Vollkommer, Kommentar zur ZPO, 25. Aufl. 2005, § 35a, Rdnr. I; Für den Un­
terhalt minderjähriger Kinder stellt § 642 ZPO einen eigenen ausschließlichen Gerichts­
stand ftir Unterhaltssachen am Ort des allgemeinen Gerichtsstands des Kindes oder des 
Elternteils, der es gesetzlich vertritt, zur Verfügung. 

9 Gleichberechtigungsgesetz vom 18.06.1957, BGBI 1957 I S. 609; vgl. auch 
MünchKomm-ZPO!Patzina, Kommentar zur ZPO, 2. Auflage 2000/2001, § 35a, 
Rdnr. I; Musielak/Heinrich, § 35a, Rdnr. 1; vgl. hierzu auch Albicker, Der Gerichts­
stand der Streitgenossenschaft, 1995, S. 63f.; Rohner, Die örtliche und internationale 
Zuständigkeit kraft Sachzusammenhangs, 1991, S. 13f.; Otte, Umfassende Streitent­
scheidung durch Beachtung von Sachzusammenhängen, 1998, S. 663f. 

10 Vgl. Geimer, WM 1979, 350/353; Rohner, S. 17; differenzierend MünchKomm­
ZPO/Patzina, § 35a, Rdnr. 10; Musielak/Heinrich, § 35a, Rdnr. 5f.; Tho-
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